Arbeitsgruppe K.I.S.H. (Kommunale Innovation in Schleswig-Holstein)

ERGEBNISPROTOKOLL

der Sitzung vom Dienstag, den 18. Juni 2002, 10.00 Uhr

in der Kreisfeuerwehrzentrale Bad Segeberg

Tagesordnung:

TOP1: 
Begrüßung

TOP2: 
„Zukunftswerkstatt – Verwaltung der Zukunft“

TOP3: 
Informationen zur Veranstaltung von Kommunen und Land zu E-Government

TOP4: 
Berichte über den Modernisierungsstand in den Kommunen

TOP5: 
Verschiedenes

TOP1 und TOP2: Nach der Begrüßung durch Herrn Gorrissen, berichtet Herr Tober (Kreis Pinneberg) über den gegenwärtigen Stand der Planungen zur „Zukunftswerkstatt – Verwaltung der Zukunft“. Für den Herbst werde eine Aktion im Kieler Raum vorgeschlagen, bei der die Verwaltungsarbeit  im öffentlichen Raum („auf der Straße“) vorgestellt und mit den BürgerInnen diskutiert werden solle. Im Rahmen dieser Aktion werde auch eine Befragung zu den Erwartungen der BürgerInnen an die Verwaltung durchgeführt. Hierfür werden offene Fragen nach Wünschen und Erwartungen mit einer Vorstellung von Verwaltungsleistungen verbunden, die der Allgemeinheit teilweise gar nicht bekannt seien. Die Befragung könne von der Verwaltungsfachhochschule ausgewertet werden und sei eine Grundlage für weitere interne Diskussionen. Die Vertreter der Kreise Pinneberg und Segeberg, sowie der Gemeinde Altenholz und der Stadt Norderstedt äußern ihr Interesse, diese Aktion in einer Arbeitsgruppe vorzubereiten. Die Koordination wird an InForM übertragen, das erste Treffen solle nach der Sommerpause stattfinden, alle seien bis dahin noch einmal aufgerufen, sich zu beteiligen.

Herr Tober berichtet von einem weiteren Vorhaben, wonach die beiden Kreise Pinneberg und Segeberg eine stärkere Zusammenarbeit anstrebten (im Sinne von „Zwei Kreise – eine Verwaltung“).

TOP3:  Herr Jensen (Staatskanzlei) berichtet über Vorhaben des Projektes Internet-Strategie. Dabei geht er auch auf die Bedeutung von E-Government als Impulsgeber für die Fortsetzung des Modernisierungsprozesses ein. Durch E-Government könnten die verschiedenen Aspekte der Reformen auf Landesebene und auf kommunaler zusammen gefasst werden. In der anschließenden Diskussion wurde geäußert, dass sich die Kommunen vom Land „allein“ gelassen fühlten, sie bräuchten mehr Unterstützung hinsichtlich strategischer Vorgehensweisen sowie Rückmeldungen zu den von ihnen durchgeführten Maßnahmen. An diesem Punkt entspann sich eine kontroverse Diskussion. Es wurde die Meinung geäußert, dass man nicht auf das Land warten könne und vielmehr selbst etwas tun müsse. Man habe genug Verbände, die bei einem einheitlichen Vorgehen ein kompetenter und zielgerichteter Gesprächspartner für das Land sein könnten. Dieser Auffassung wurde entgegen gehalten, dass das Land auf jeden Fall gebraucht werde. So seien beispielsweise in Bayern vom Land gemeinsame Regelungen für alle Kommunen hinsichtlich der Umsetzung von E-Government entworfen worden, was den Prozess sehr stark vorangetrieben habe. Es wird der Vorschlag unterbreitet, nach der Sommerpause ein KISH-Treffen mit geladenen Gästen (Vorsitzende der drei Kommunalverbände, Innenministerium, Staatskanzlei) durchzuführen, um ein gemeinsames Vorgehen voranzutreiben. Als Themenfeld wird die künftige Entwicklung der Verwaltung, auch in Hinblick auf E-Government, vorgeschlagen. Das Treffen solle 1 bis 1½ tägig sein, ein Tagungsort müsse noch gesucht werden. Die Koordinierung wird von InForM übernommen.

TOP4: Die anwesenden VertreterInnen (vgl. TeilnehmerInnen-Liste) berichten über den derzeitigen Stand des Modernisierungsprozesses in ihren Kommunen.

TOP5: Frau Bischof (InForM) berichtet, dass sich ein neuer AK „Controlling der Städte und Gemeinden“ gegründet habe, der sein erstes Arbeits-Treffen am 11. September in den Räumen der Verwaltungsfachhochschule durchführen werde. 

Für das nächste KISH-Treffen wird versucht, die unter TOP3 vorgeschlagene Sitzung umzusetzen. Sollte dieses nicht zu realisieren sein, werde mittels schriftlicher Abfrage ein neuer Termin festgelegt.

Kiel, 19.6.2002 

Gabriele Bischof und Jörg Bendrien (InForM)

Korrekturen zu TOP3 von Rolf Jensen (Staatskanzlei)

